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Diskussionspapier zur Fragestellung (25.12.2017): 

 

Kontingentlösung oder feste Stundenanzahl pro Fach? 

 

Alle Vorsitzenden der Fachverbände des gesellschaftlichen Feldes wenden sich gegen 

eine Kontingentlösung bei der Stundenanzahl ihres Faches. Die Gründe dafür sind 

vielfältig.  

 

Am Beispiel Gymnasium (Sek I:  Klassen 7-10) soll durchgespielt werden, welche 

Vor- und Nachteile beide Lösungen bieten. 

 

Die Kontingentlösung beinhaltet eine feste Stundenanzahl für das gesamte 

gesellschaftswissenschaftliche Feld, also das 2.Aufgabenfeld. 

 

Der Status quo sieht bisher folgendermaßen aus: 

 

Ethik: 2 Stunden, Geographie:1 Stunde, Geschichte/Politische Bildung: 2 Stunden, d.h. 

insgesamt 5 Stunden.  

 

Frau Scheeres plant eine Erhöhung um eine halbe Stunde, d.h. auf 5,5 Stunden, dabei 

soll vor allem das Fach Politische Bildung gestärkt werden. Nach dieser Planung 
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könnte die neue Verteilung ab Schuljahr 2018/19 für die Klassen 7-10 einheitlich so 

aussehen: 

 

Ethik: 2 Stunden, Geographie: 1 Stunde, Geschichte/Politische Bildung: 2,5 Stunden 

(wobei die neue Aufteilung dann Geschichte: 1,5 und Politische Bildung: 1 Stunde 

sein soll). 

 

Daraus folgt bei einer festen Stundenzuteilung, dass die Fächer Geographie und 

Politische Bildung in den Klassen 7-10 mit jeweils einer Stunde unterrichtet werden, 

Ethik mit zwei Stunden und Geschichte mit 1,5 Stunden.  

Dies würde die Gesamtstundenzahl des gesellschaftswissenschaftlichen Felds 

insgesamt in geringem Maße erhöhen (1/2 Stunde pro Schuljahr), jedoch kein Fach 

kürzen und das Fach Politische Bildung von bisher 0,66 auf 1 Stunde erhöhen und 

Geschichte von 1,33 auf 1,5 Stunden. 

 

Durch diese feste Stundenanzahl für alle Berliner Schülerinnen und Schüler an allen 

Gymnasien (in den ISS soll dies ähnlich sein) wird eine Startchancengleichheit im 

gesamten Sek-I-Bereich von Klasse 7-10 für alle gesellschaftswissenschaftlichen 

Fächer bis zur Oberstufe erreicht, d.h., alle Schülerinnen und Schüler werden formal in 

gleichem Maße in diesen Fächern gefördert, mit gleicher Stundenzahl an allen 

Gymnasien (unser Beispiel). Ein Schulwechsel innerhalb der Sek I oder nach der Sek I 

ist also formal immer möglich, die feste Stundenzahl garantiert die formale 

Gleichbehandlung an allen Gymnasien. Die formale Vorbereitung für die 

Oberstufenfächer, bspw. Geschichte, PW oder Geografie ist an allen Gymnasien 

gleichermaßen gewährleistet, so dass Schülerinnen und Schüler optimal ihren eigenen 

Bildungsgang bestimmen können und bspw. nach der Sek I die Freizügigkeit haben,  

einen Schulwechsel durchzuführen. 

 

Diese Lösung ist barrierefrei und entspricht § 2 des Berliner Schulgesetzes: Recht auf 

Bildung und Erziehung, in dem folgendes festgelegt ist: (2), Satz 2: „Jeder junge 

Mensch hat entsprechend seinen Fähigkeiten und Begabungen nach Maßgabe der 

folgenden Bestimmungen ein Recht auf gleichen Zugang zu allen öffentlichen 

Schulen.“ 

 

Auch § 4 „Grundsätze für die Verwirklichung“ ist hierbei zu beachten: Satz 1 und 2 

werden durch diese Lösung besonders verwirklicht: 

„(2) Jede Schule trägt die Verantwortung dafür, dass die Schülerinnen und Schüler, 

unabhängig von ihren Lernausgangslagen, an ihrer Schule zu ihrem bestmöglichen 

Schulabschluss geführt werden. 

Die Schule ist so zu gestalten, dass die gemeinsame Unterrichtung und Erziehung 

sowie das gemeinsame Lernen der Schülerinnen und Schüler verwirklicht, 

Benachteiligungen ausgeglichen und Chancengleichheit hergestellt werden.“ 

 

Chancengleichheit, Lernausgangslage und bestmöglicher Schulabschluss werden 

durch diese Lösung an jedem Berliner Gymnasium und für jede Berliner Schülerin und 

jeden Schüler in gleicher Art und Weise garantiert, keiner ist benachteiligt, d.h., auch 

die allgemeinen Grundsätze inklusiver Bildung sind berücksichtigt. Der Zugang zur 
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Oberstufe ist für alle gleich und die Ausbildung in der Sek I gleichwertig. Dies sind 

wichtige Rechtsgrundsätze, die sowohl im Berliner Schulgesetz als auch im 

Grundgesetz („Gleichwertigkeitsgrundsatz in allen Bundesländern“) ein hohes 

Rechtsgut darstellen. 

 

Der Nachteil dieser Lösung ist, sie ist starr, bietet den Schulen im Bereich 

Stundenanzahl keinen Gestaltungsraum, es sei denn, Poolstunden werden in den 

gesellschaftswissenschaftlichen Bereich umgeleitet.  

 

Oft stellt sich im politikwissenschaftlichen Unterricht die Grundsatzfrage „Gleichheit 

oder Freiheit?“ Es hat also vordergründig den Anschein, als ob diese Lösung, die von 

den Vorsitzenden der Fachverbände favorisiert wird, nur dem Gleichheitsgrundsatz 

dient und den Freiheitsgrundsatz ignoriert. 

 

 

Wie sieht es bei der Kontingentlösung aus? 

 
Gesetzt den Fall, die angedachte Lösung (Ethik: 2 Stunden, Geographie: 1 Stunde, 

Geschichte/Politische Bildung: 2,5 Stunden  - wobei die neue Aufteilung dann 

Geschichte: 1,5 und Politische Bildung: 1 Stunde sein soll) wird als Kontingent an die 

einzelnen Schulen gegeben und wir spielen dies einmal im Bereich Gymnasien durch:  

 

In diesem Fall bekommt das 2. Aufgabenfeld (Gesellschaftswissenschaften für die 

Fächer Ethik, Geschichte, PB und Geografie) insgesamt 5,5 Stunden zur freien 

Verfügung und könnte nun als Einzelschule frei bestimmen, wieviel Stunden in jedem 

Fach und vielleicht auch in jedem Schuljahr unterrichtet würden. 

 

Diese oberflächlich betrachtet „freiere“ Variante, scheint für die Einzelschule 

Möglichkeiten zu eröffnen, das gesellschaftswissenschafliche Feld nach eigenen 

Vorstellungen an der Basis zu gestalten. 

 

Institutionell betrachtet, kommt hier die Schulkonferenz ins Spiel: Hier könnten 

mehrheitlich die Eltern- und Schülervertreter bestimmen, wieviel Stunden, sie jedem 

Fach zumessen möchten, d.h., es könnte basisdemokratisch von den Betroffenen  

(Eltern und Schülern) entschieden werden, wieviel Stunden sie in welchem Fach 

besuchen möchten, und zwar nur für diese Schule.  

Sicherlich würden Gesamtkonferenz und die Fachkonferenzen „zuarbeiten“ und 

der/die  Schulleiter/-in würde nach den Gegebenheiten des Schulprofils beratend tätig 

werden.  

 

Letztendlich würde aber die Institution SCHULKONFERENZ entscheiden, so dass 

eine Schule bspw. in Steglitz-Zehlendorf folgende Entscheidung treffen könnte:  

 

Ethik: 1,5 Stunden, Geographie: 2 Stunden, Geschichte/Politische Bildung: 2 Stunden  

-wobei die neue Aufteilung dann Geschichte: 1 und Politische Bildung: 1 Stunde 

wäre), … 
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ein Gymnasium in Pankow folgende Entscheidung treffen könnte:  

 

Ethik: 1 Stunde, Geographie: 1 Stunde, Geschichte/Politische Bildung: 3,5 Stunden  - 

wobei die neue Aufteilung dann Geschichte: 2,5 und Politische Bildung: 1 Stunde 

wäre).  

 

Wäre diese Stundenfestlegung von Klasse 7-10 gleichermaßen bindend, hätten die 

Schüler im steglitz-zehlendorfer Gymnasium von Klasse 7-10 insgesamt folgende 

Stundezahl an Unterricht, bevor sie in die Oberstufe eintreten würden: Ethik: 6 

Stunden, Geographie: 8 Stunden, Geschichte/Politische Bildung: 8 Stunden  -  wobei 

die neue Aufteilung dann Geschichte: 4 und Politische Bildung: 4 Stunden wäre), die 

Schüler in Pankow hätten in vier Schuljahren folgende Stundenanzahl durchlaufen: 

Ethik: 4 Stunden, Geographie: 4 Stunden, Geschichte/Politische Bildung: 14 Stunden  

- wobei die neue Aufteilung dann Geschichte:  10 und Politische Bildung: 4 Stunden 

wäre). 

 

Wenn Schüler aus beiden beschriebenen Schulen nun in ein Friedrichshainer 

Gymnasium in die Oberstufe wechseln wollten und einen Geschichts- oder Geo-

Leistungskurs belegen möchten, hätten die einen insgesamt 8, die anderen nur die 

Hälfte, 4 Stunden, Geografie-Unterricht  durchlaufen, die einen 10 Stunden, die 

anderen 4 Stunden Geschichte.  

Es folgt: Im Bereich Geografie hätten die einen Schüler  100 % mehr an 

Vorbereitungszeit genossen, im Bereich Geschichte sogar 250 %.  

 

Die oben genannten Rechtsgrundsätze wären nicht beachtet, denn, es gäbe formal zu 

Beginn der Sek II weder eine Startchancengleichheit, noch das Recht auf „gleichen 

Zugang“, auch Benachteiligungen wären nicht gleichermaßen ausgeglichen worden. 

Diese vermeintlich „freiere“  Variante würde zu folgendem führen:  

 

Sowohl innerhalb der Sek I, als auch nach der Sek I, wäre ein Wechsel an ein anderes 

Gymnasium kaum mehr möglich. Die individuelle Lernförderung wäre radikal 

eingeschränkt. Zusätzlich zu den Unterschieden zwischen ISS und Gymnasium 

gesellten sich nun noch – ohne Notwendigkeit – die großen Unterschiede zwischen 

den einzelnen Gymnasien, die durch diese Reform vergrößert würden.  

Die schulische Bildungslandschaft würde radikal zersplittert, eine einheitliche Bildung 

in den gesellschaftswissenschaftlichen Fächern an Berliner Schulen wäre nun auch 

FORMAL nicht mehr gegeben.  

 

Als Resultat wäre die Entscheidung für eine Schülerin/einen Schüler nach der 6. 

Klasse an ein bestimmtes Berliner Gymnasium zu gehen eine Einbahnstraße, denn von 

Schuljahr zu Schuljahr würden die Unterschiede immer deutlicher zementiert und die 

Wechselmöglichkeiten immer unrealistischer: Für Eltern und Schüler wäre daher diese 

Lösung die denkbar schlechteste, es sei denn, alle Berliner Gymnasien würden sich bei 

der Kontingentlösung für das obige Modell entscheiden (Ethik: 2 Stunden, 

Geographie: 1 Stunde, Geschichte/Politische Bildung: 2,5 Stunden  - wobei die neue 

Aufteilung dann Geschichte: 1,5 und Politische Bildung: 1 Stunde wäre), aber dann 
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brauchte es keine Kontingentlösung, da dann an allen Gymnasien diese feste 

Stundenanzahl vorgeschrieben wäre. 

 

Die Nachteile der Kontingentlösung sind demnach augenfällig: Welche Interessen 

setzen sich in der Fachkonferenz, in der Gesamtkonferenz, in der Schulkonferenz 

durch. Vernünftige Lösungen werden mit fachfremden, alltagsweltlichen Vorlieben 

konkurrieren, die mit dem Bildungsauftrag öffentlicher Schulen nur wenig zu tun 

haben. Oft werden sich die Vorlieben durchsetzen.  

 

Neben dem Bildungsföderalismus entsteht ein eigener Berliner Bezirksföderalismus 

und innerhalb der Bezirke ein noch radikalerer Standortwettbewerb als bereits aktuell: 

Jedes Gymnasium in Charlottenburg-Wilmersdorf hat möglicherweise ein eigenes 

divergentes Modell, andere Bezirke empfehlen bezirksweit ein Modell, aber die 

Kontingente kommen an die einzelnen Gymnasien und diese entscheiden autonom. Es 

entsteht eine größtmögliche Heterogenität, der Staat – hier das Land Berlin – zieht sich 

aus der Verantwortung für gleiche Bildungschancen für alle und für „bestmögliche 

Bildungschancen für alle“ (§ 4 ( 2) SchulG) zurück und überlässt alles den 

Einzelschulen, ohne einheitlichen verbindlichen Rahmen, so dass die Fächer Ethik, 

Geschichte, Politik und Geografie in ihrer Stundenzumessung völlig der jeweiligen 

Schulkonferenz und ihrer autonomen Entscheidung anheimgestellt werden. 

Vergleichbare Bildungschancen im 2. Aufgabenfeld Gesellschaftswissenschaften an 

allen Berliner Gymnasien gibt es nicht mehr.  

 

Der Bildungsföderalismus aus den Föderalismusreformen der letzten 10 Jahre würde 

in Berlin nochmals potenziert, obwohl heutzutage jeder erkennt, dass wir im Bereich 

Bildung nicht noch mehr Föderalismus brauchen. D.h., auch bildungspolitisch 

betrachtet, ist die Kontingentlösung obsolet. 

 

Es entstünde ein kaum zu durchschauender Flickenteppich, der mit Schulgesetz, RLP 

und den neu entstandenen SchiC kaum mehr in Einklang gebracht werden könnte. Die 

Fachbereiche wären dauerhaft zerstritten, ebenso die schulischen Gremien, da sich 

„Mehrheitsbeschlüsse“ durchsetzen würden, die die Qualität der 

gesellschaftswissenschaftlichen Fächer radikal verändern würde. Und diese 

Entscheidungen würden mehrheitlich nicht von den Lehrerinnen und Lehrer des 

gesellschaftswissenschaftlichen Fachbereichs bestimmt. 

 

 

 

Fazit: 

 

Die Kontingentlösung als vermeintlich „freier“ Weg hat sich als unverantwortlich 

erwiesen.  

 

Freiheit ohne einheitliche Spielregeln und Rechtsgleichheit ist unverantwortlich und 

tendenziell anarchisch.  
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Basisdemokratische Strukturen auf landes- und bezirkspolitischer Ebene können 

demokratische Prozesse beschleunigen, auf einzelner Schulebene können sie 

fachwissenschaftlich und schulrechtlich zu ungewollten Nachteilen für alle 

Schülerinnen und Schüler Berlins führen. 

 

Nur die feste Zuschreibung von Stunden an die einzelnen Fächer für alle Berliner 

Schulen garantiert für alle Berliner Schülerinnen und Schüler maximalen 

Bildungserfolg, größtmögliche Chancengleichheit, bestmögliche Bildung im Bereich 

gesellschaftswissenschafliche Fächer und im Bereich des Fachs GESCHICHTE. 

 

 

 

 

 
 

Dr. Peter Stolz 

(Verband der Geschichtslehrer Deutschlands, VGD, e.V., Vorsitzender des 

Landesverbands Berlin) 


